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ZEITGESPRÄCH

Sind höhere Bankgebühren 
gerechtfertigt?
Mit dem 1. April dieses Jahres hat die Dresdner Bank ein neues System der Gebührenberechnung einge­
führt. Ein großer Teil der Kunden wird mit höheren Kosten für die Kontoführung rechnen müssen. Andere 
Bankinstitute werden mit ähnlichen, wenn auch eigenen Systemen folgen. Ist diese Preispolitik gerecht­
fertigt?

Manfred F. Dimper

Verbraucherfreundlichere Gebührenpolitik erwünscht

Erinnern wir uns; Anfang der 
seciiziger Jahre ließen es sich 

die Bani^en und Sparkassen viel 
Geld kosten, um den bargeldlosen 
Zahlungsverkehr schmackhaft zu 
machen. Da war von viel Bequem­
lichkeit zum Nulltarif die Rede, und 
der gewünschte Effekt blieb nicht 
aus; Millionen von Arbeitnehmern 
eröffneten -  halb freiwillig, halb 
vom Arbeitgeber gedrängt -  ein 
Lohn- und Gehaltskonto, aus Bar­
zahlern wurden Bankkunden.

Doch es dauerte nicht lange, da 
war es mit der Gratisbequemlich­
keit aus. Seit Anfang der siebziger 
Jahre werden Gebühren verlangt 
und mit schöner Regelmäßigkeit 
erhöht. Die gebührenfreie Konten­
führung ist längst zur Ausnahme 
mit Seltenheitswert geworden. Der 
,,Kostendruck im Zahlungsver­
kehr” gehört heute, da es über 40 
Millionen Kontoinhaber gibt, zum 
allgegenwärtigen Vokabular der 
meisten Banken, und entspre­
chend sieht die Gebührenpolitik 
aus. Was wird da dem Kunden 
nicht alles in Rechnung ges te llt;
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-  bis zu 50 Pfennig Buchungsge­
bühren pro Vorgang (bei einigen 
Preiposten)
-  3 Mark für die Einrichtung, Än­
derung und Löschung eines 
Dauerauftrags
-  etwa 25 Pfennig für die Ausfüh­
rung eines Dauerauftrags

-  60 Pfennig pro zugesandtem 
Kontoauszug
-  20 Pfennig pro abgeholtem 
Kontoauszug
-  häufig 2 bis 3 Mark für die Ein­
zahlung auf ein anderes Institut

-  2 Mark für die Einzahlung auf 
ein fremdes Konto bei demselben 
Institut
-  5 Mark für eine Euroscheckkar­
te
-  10 Pfennig pro Euroscheckfor­
mular
-  bis 3 Mark für die Einlösung von 
Euroschecks ,.fremder” Institute
-  5 Mark für das Verbuchen von 
Überweisungen aus dem Ausland

-  bis 10 Mark jährliche Führungs­
gebühren von Sparkonten
-  3 bis 10 Mark Sparkonten- 
Schließungsgebühren

-  3 bis 5 Mark Bearbeitungsge­
bühren für Sparprämien-Anträge

und anderes mehr.

Erfindungsreichtum

Nach dem Motto ,,Dienstleistun­
gen kosten nun mal Geld” scheint 
der Erfindungsreichtum einiger 
Geldinstitute in der Gebührenbe­
rechnung keine Grenzen zu ken­
nen. Für das Einwechsein eines 
20-Mark-Scheins wurden schon 
zwei Mark verlangt. Und das laute 
Nachdenken über eine Barabhe­
bungsgebühr haben wir auch noch 
bestens im Gedächtnis; Hier hat 
man mit Sicherheitsaspekten argu­
mentiert, beim näheren Hinsehen 
war jedoch der Wunsch nach ei­
nem Dazuverdienst unverkennbar.

Das von der Dresdner Bank ab 
1. Apriln1 980 eingeführte neue Sy­
stem der Gebührenberechnung 
wird als kostenorientiert herausge­
stellt und soll dem Kunden besser 
als bisher die Möglichkeit geben, 
durch sein Verhalten die Höhe sei­
ner Kosten zu beeinflussen; Wer
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ZEITGESPRÄCH

sein Konto entsprechend intensiv 
und vorteillnaft bewegt, so ein 
Sprecher der Bank bei der Präsen­
tation, wird billiger wegkommen als 
vorher; wer nur wenige Kontobe­
wegungen aufzuweisen hat, wird -  
vor allem wegen der neuen Grund­
gebühr -  mehr bezahlen müssen.

Als Beispiel einer Verteuerung 
wurde u. a. ein Privatkonto mit 90 
Geschäftsvorfällen im Halbjahr ge­
nannt, das bisher schon Freiposten 
hatte und bei dem sich der Gebüh­
renbetrag von 33 DM auf 37,50 DM 
erhöht (bei noch weniger Bewe­
gungen fällt die Erhöhung noch 
deutlicher aus).

Nicht wenige Verbraucher kom­
men in etwa auf diese Anzahl Kon­
tenbewegungen und werden damit 
von einer Verteuerung betroffen. 
Für sie wird das dortige Girokonto 
in vielen Fällen eine zunehmend 
kostspielige Angelegenheit. Ein 
kluges Verhalten, nämlich die teu­
rer werdenden Bargeld-Ein- und 
-Auszahlungen einzuschränken 
oder z. B. immer mehr vom Über­
weisungsverkehr auf den kosten­
günstigeren Scheckverkehr über­
zugehen, dürfte daran auch nicht 
allzuviel ändern -  ganz abgese­
hen davon, daß hier der Hand­
lungsspielraum auch seine Gren­
zen hat. Nutznießer des neuen Sy­
stems sind jene, die „v ie l zu bewe­
gen haben” , also die Wohlhaben­
den; der kleine Mann zahlt mit Si­
cherheit drauf. Und einen höheren 
Preis wird er auch bei vielen ande­
ren Instituten zu enwarten haben, 
wie auch immer die Verteuerung 
verpackt sein mag.

Permanentes Ärgernis

Sind schon Gebühren-Anhäu- 
fungen und -Erhöhungen ein per­
manentes Ärgernis für den Ver­
braucher, so tut ein schleppender 
Übenweisungsverkehr ein übriges. 
Normlaufzeiten, wie sie der Bun­
desverband deutscher Banken als

Richtgrößen aufgestellt hat (und 
die sicheriich nicht zu knapp be­
messen wurden), werden zum Teil 
erheblich überschritten. Daß der 
Empfänger auf die Gutschrift un­
vertretbar lange warten muß und 
dem Absender dadurch mitunter 
zusätzliche Belastungen beschert 
werden, sind dabei noch die spür­
baren Nachteile. Die im Einzelfall 
meist weniger offensichtlichen, in 
der Gesamtheit aber mindestens 
ebenso schwerwiegenden sind je ­
ne, die sich aus den Wertstellungs­
differenzen ergeben und für die so 
handelnden Institute entsprechen­
de Zinsgewinne einbringen:

So ist immer wieder festzustel­
len, daß Banken bei Überweisun­
gen innerhalb des eigenen Giro­
netzes ein Konto A prompt bela­
sten, es aber bei der entsprechen­
den Gutschrift bei Konto B weit we­
niger eilig haben. Eine Untersu­
chung des Betriebswirtschaftlichen 
Instituts der Universität Erlangen-

Die Autoren
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Nürnberg erbrachte schon v e r jä h ­
ren das Ergebnis, daß es bei soge­
nannten Hausbuchungen -  bei de­
nen also die Bank lediglich eine 
Umbuchung von Konto A auf Konto 
B vorzunehmen hat -  zu recht er­
heblichen Differenzen kommen 
kann. Lediglich die Hälfte der un­
tersuchten zehn Nürnberger Insti­
tute hatte für Abbuchung und Gut­
schrift -  bei Hausbuchungen ge­
wissermaßen ein simultaner Vor­
gang -  die gleiche Wertstellung 
gegeben. Bei einer Großbank er­
gab sich sogar eine Wertstellungs­
differenz von drei Tagen. Die Wis­
senschaftler bemerkten dazu;

,,Mit organisatorischen Schwie­
rigkeiten oder sonstigen Begrün­
dungen aus dem technisch-organi- 
satorischen Bereich des Kreditin­
stitutes können diese unterschied­
lichen Wertstellungen nicht ent­
schuldigt werden. Schlechte Orga­
nisation des Zahlungsverkehrs und 
die hieraus resultierenden langen 
Durchlaufzeiten der Übenwei- 
sungsträger müßten dann durch 
entsprechend günstige Wertstel­
lung für den Kunden neutralisiert 
werden, ln den meisten Fällen han­
delt es sich jedoch nicht um tech­
nisch-organisatorische Unzuläng­
lichkeiten, die zu den aufgezeigten 
Verzögerungen in der Gutschrifter­
kennung führen, sondern der 
Grund für diesen time-lag ist die in­
direkte Preispolitik der Kreditinsti­
tute, bei der die ,.Sichteinlagen als 
Ausgleichsträger” angesehen wer­
den.” ^

Zweifelhiaftes Vorgehen

Als ähnlich zweifelhaft einzustu­
fen ist das Vorgehen, bei Übenwei- 
sungen auf ein institutsfremdes 
Konto den Vorgang erst einmal ei­
nen Tag liegen zu lassen, bevor er

' C. B e t s c h ,  R. F ö r d e r r e u t h e r  
und M. G o e k e : Transparente Bankpreise 
und Oberaieisungslaufzeiten, in: Sctiriftenrei- 
he der Osterreichisclien Bankwissenschaftli- 
ctien Gesellschaft, Heft 52, 8. 13 f., Wien 
1976.
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bearbeitet wird. Dies etwa nach der 
Devise: Solange sich das Geld im 
eigenen Gironetz befindet, bringt 
es Zinsen. Und sollte ein Kunde et­
was merken (was wenig wahr­
scheinlich ist), dann kann man die 
Verzögerung immer noch auf die 
langen Postlaufzeiten schieben. 
Solche und ähnliche Praktiken, die 
von den Offiziellen selbstverständ­
lich abgestritten werden, lassen die 
Verbraucherschaft geradezu als 
,,Melkkuh” erscheinen, die fast 
nach Belieben angezapft werden 
kann.

In höchstem Maße unredlich ist 
es, den Kunden bei jeder passen­
den Gelegenheit als Kostenverur­
sacher vorzuführen, aber die an 
anderer Stelle erzielten Gewinne 
schweigend zu übergehen:

□  So verliert man kein Wort dar­
über, daß in der Regel auf Girokon- 
ten-Guthaben allenfalls ein halbes 
Prozent Zinsen gezahlt wird, ande­
rerseits aber die Bank mit diesen 
nicht abgehobenen Geldern zins­
bringend arbeiten kann. Derzeitig 
ist über Tagegelder eine etwa 
8 % ige Verzinsung möglich.

□  Geflissentlich übersehen wird 
zudem, daß die Kontoführung auch 
Folgegeschäfte wie Spar-, Kredit- 
und Wertpapiergeschäfte nach 
sich zieht, die einen Ausgleich brin­
gen.

□  Und geschwiegen wird natürlich 
auch über die Erträge aus dem 
(gerade den großen Banken so ge­
legenen und lukrativen) Auslands­
geschäft, das erst mit Kundengel­
dern ermöglicht wird.

Es ist bezeichnend, daß selbst 
so überragend gute Ertragsjahre 
wie 1975 und 1976 viele Institute 
nicht davon abhalten konnten, zur 
selben Zeit oder kurz danach die 
Gebührensätze zu erhöhen. W o­
gegen eine ganze Reihe kleinerer 
Banken, Sparkassen und Genos­
senschaftsbanken bewies, daß 
man auch mit bescheidenen Ge­
bührensätzen oder sogar mit ei­
nem völligen Verzicht darauf leben 
kann, trotz der auch bei ihnen ge­
stiegenen Kosten und trotz eines 
vergleichsweise geringeren Ratio­
nalisierungsgrades.

Lädiertes Image

Sicherlich sind inzwischen die 
ganz fetten Bankenjahre einer be­
scheideneren Entwicklung gewi­
chen; ein Umdenkungsprozeß in 
der Gebührenpolitik dahingehend, 
daß etwas mehr Fairneß in das Ge­
schäft einzieht, ist vielen Instituten 
dennoch dringend anzuempfehlen. 
Wenn man schon Rechnungen 
aufmacht, dann sollten es Gesamt­
rechnungen sein, die auch die mit. 
Kundengeldern erwirtschafteten 
Gewinne mitberücksichtigen. Im 
übrigen ist es an der Zeit, daß man 
generell den Bodensatz der Giro­
konten angemessen verzinst, wie 
es eine ganze Reihe von Teilzah­
lungsbanken bereits tut. Es wäre 
ein erster Ansatzpunkt, das arg lä­
dierte Image wenigstens etwas 
aufzupolieren.

Für den Verbraucher ist es nach 
den neuesten Entwicklungen 
ratsamer denn je, Kostenverglei­

che zwischen den verschiedenen 
Geldinstituten anzustellen und ent­
sprechend zu reagieren. Untersu­
chungen, am Beispiel von Modell­
konten durchgerechnet, zeigen im­
mer wieder erhebliche Unterschie­
de in den Gebührensätzen auf. Es 
muß nicht immer ein großes Institut 
sein, bei dem man sein Konto ein­
richtet und dem man sein Spargeld 
überläßt. Gerade die kleinen bedie­
nen oft wesentlich billiger, kulanter 
und insgesamt aufmerksamer -  
und sind dabei genauso sicher.

In die Überlegungen mit einbe­
zogen werden sollte aber auf jeden 
Fall auch der Postscheck-Service, 
der sich als relativ preiswerte Alter­
native anbietet. Der Umstand, daß 
hier das Konto nur in Ausnahmefäl­
len bis zu 500 DM überzogen wer­
den kann, dürfte nicht von jeder­
mann als entscheidendes Handi­
cap empfunden werden; denn die 
Tatsache, daß der bargeldlose 
Zahlungsverkehr relativ zügig von­
statten geht, der Kontoauszug 
prompt und kostenlos ins Haus ge­
liefert wird und man werktags bis 
18 Uhr und samstags bis 12 Uhr 
Schalterzeiten hat, läßt man sich 
auch gern gefallen.

Es ist trotzdem zu wünschen, 
daß auch im Postgirodienst die 
Möglichkeit eröffnet wird, das Kon­
to bis zu der bei Banken üblichen 
Höhe kurzfristig überziehen zu 
können. Damit würde mit Sicher­
heit ein wichtiger Impuls zu einer 
verhalteneren und verbraucher­
freundlicheren Gebührenpolitik ge­
geben werden.

KON Ji U N KTU R 
VON M O R G E N
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Adolf-Friedrich Jacob

Kostenbeitrag oder Preise für Dienstleistungen?

In der Diskussion über die Bank- 
gebüliren, im engeren Sinne über 

die Kontoführungsgebühren, wer­
den den Banken im wesentlichen 
fünf Argumente entgegengehalten:

□  Eine klare Begründung für die 
Gebührenpolitik fehlt.

□  Die Gebühren sind undurch­
sichtig, unvergleichbar, unver­
ständlich.

□  Die Banken rechnen mit der 
Dummheit oder bestenfalls mit der 
Immobilität ihrer Kunden.

□  Die Banken haben ein anti­
quiertes, aussageloses Rech­
nungswesen und kennen ihre Pro­
duktionskosten nicht.

□  Die Banken sollen Mischkalku­
lation und Spartensubventionie­
rung betreiben.

,,Die” Banken haben sicherlich 
ihr Teil zu diesen Argumenten bei­
getragen, sei es, daß sie durch den 
Begriff ,,Gebühr” eine Assoziation 
mit dem Venwaltungsakt, mit einer 
Behörde, mit der Willkür in der 
Festsetzung geschaffen haben und 
aufrechterhalten, oder in der Dis­
kussion um Kosten und Erlöse die 
geziehmende Zurückhaltung eines 
Bankiers gezeigt haben oder eine 
marktwirtschaftlich ausgerichtete 
Preispolitik erst ab 1967 zu formu­
lieren gezwungen waren (Aufhe­
bung der Zinsabkommen) und auf 
diesem Gebiet zu lernen hatten.

Festgestellt werden muß aber: 
Seitdem ist auch im Rechnungs­
wesen der Banken viel geschehen; 
seitdem ist für die Mehrzahl der 
Banken ihre Kosten-Erlös-Situa-

tion sehr viel transparenter gewor­
den; seitdem gibt es eine aktive 
Preispolitik und seitdem gibt es 
auch für die Banken eine markt­
wirtschaftliche Polarität: auf der ei­
nen Seite die Kalkulation -  auf der 
anderen Seite der Markt. Oder: Es 
gibt auch für die Banken das Pro­
blem der Durchsetzbarkeit, der 
Realisierung von Kalkulationser­
gebnissen im Markt.

Die angeführten, als typisch zu 
bezeichnenden Argumente sind zu 
diskutieren.

Keine klare Begründung

Sollte dieses Argument meinen, 
die Banken mögen ihre Kalkulatio­
nen offenlegen, dann allerdings 
wären die Grenzen der Marktwirt­
schaft überschritten. Eine Begrün­
dung für die Gebührenpoiitik kann 
für eine privatwirtschaftlich organi­
sierte Bank jedoch in den folgen­
den Grundüberlegungen festgehal­
ten werden:

Ziel der Banktätigkeit muß die 
Enwirtschaftung eines angemesse­
nen Gewinnes sein. Angemessen 
ist ein Gewinn, wenn das Grundka­
pital mit Dividende bedient und Ri­
sikovorsorge getroffen werden 
kann.

Ziel der Banktätigkeit kann nicht 
sein, Leistungen zu verschenken. 
Das wäre auch volkswirtschaftlich 
gesehen eine Verschwendung von 
Produktivkapital.

Die Preisfixierung erfolgt nach 
absatzpolitischen Gesichtspunk­
ten, insbesondere unter dem 
Postulat der Preisdifferenzierung.

Die Preise im Dienstleistungsge­
schäft der Banken sind übenwie­
gend Stückpreise, die keine An­
passungsautomatik an Änderun­
gen der Produktionskosten enthal­
ten: diese bestehen zu mehr als 
70 % aus Personalkosten.

Konstante Stückkosten führen 
beim Produzenten zu realen Ein­
kommenseinbußen, beim Abneh­
mer zu realen Einkommenssteige­
rungen, dies bei gleichbleibender 
Qualität des Leistungsangebots.

Daraus folgen zwei wesentliche 
Konsequenzen für die Gebühren­
politik:

□  Erstens die Einführung der 
Preisdifferenzierung in Form des 
Gebührenmodells etwa der Dresd­
ner Bank, und

□  zweitens die Definition von Er­
träglichkeitsschwellen für Subven­
tionserfordernisse, die unten zu 
behandeln sind.

Undurchsichtige Gebühren

Die Vergleichbarkeit von Preisen 
ist eine, insbesondere von der 
Presse und den Verbraucherver­
bänden vorgetragene, Forderung, 
die davon auszugehen scheint, 
daß insbesondere die Kontofüh­
rung für das Girokonto eine ver­
gleichbare Leistung ist; denn nur 
bei Leistungsidentität kann der 
Preis ein ,,tertium comparationis” 
sein.

Die Auseinandersetzung um ein 
vom Kreditgewerbe generell ak­
zeptiertes Modellkonto zeigt sehr 
deutlich, wie schwierig diese For­
derung nach Vergleichbarkeit zu
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erfüllen ist. Nicht von ungefähr wird 
von den Kreditinstituten argumen­
tiert, das Girokonto als Transak­
tionskasse des Haushaltes, mit 
den Transaktionsinstrumenten der 
Träger des Zahlungsverkehrs, sei 
nur die Grundleistung für die ge­
samte Palette des Leistungsange­
bots im Dienstleistungs- und Zins­
geschäft. Die Preise für die Grund­
leistung müssen daher, aus der 
Sicht der Institute, im Leistungsver­
bund gesehen werden. Von dieser 
Perspektive her wird deutlich, daß 
das laufende Konto als Investition 
der Bank in die Kundenverbindung 
insgesamt gesehen werden muß, 
mit dem Akzeptieren von bestimm­
ten Investitionskosten, sowie daß 
durchaus den Kunden, die lediglich 
die Transaktionskassenfunktion, 
gegebenenfalls noch verbunden 
mit dem Sparbuch, auf die Bank 
übertragen wollen, zugestanden 
werden muß, den darauf aufbauen­

den Preisvergleich als Entschei­
dungsparameter zu Recht zu ver­
wenden.

Wenn daher die Vergleichbarkeit 
als Forderung von den Banken mit 
Zurückhaltung gesehen wird, muß 
dennoch die Argumentation ,,un­
durchsichtig, unverständlich” sehr 
ernst genommen werden. Diese 
beiden Argumente drücken das 
Gefühl der Gestaltungsunfähigkeit 
für den Kunden in der Nachfrage 
nach Bankleistungen aus, sie do­
kumentieren das Gefühl des Aus­
geliefertseins an das Gutdünken 
des Leistungspartners.

Diese Argumentation wurde 
durch die Einheitspreise für Zah- 
iungsverkehrsieistungen indirekt 
bestätigt. Indirekt insoweit, als 
Preisbasis der Buchungsposten ist 
oder war und dieser in der Tat in 
den direkten Kosten der Leistungs­
erstellung völlig unabhängig von

dem zugrundeliegenden 
schäftsvorfall ist.

Ge-

Die Beeinflussungsmöglichkeit, 
die eigenverantwortliche Gestal­
tung der Kosten der Kontoführung 
kann daher dem Bankkunden nur 
dann vermittelt werden, wenn statt 
der Buchungsposten der Ge­
schäftsvorfall Preisgrundlage wird, 
wobei davon auszugehen ist, daß 
die Träger des Zahlungsverkehrs 
untereinander in steuerungsfähi­
gem Rahmen substituierbar sind 
und die Preisrelationen den Ko­
stenrelationen folgen.

Mit der Einführung der differen­
zierten Preise für die Geschäfts­
vorfälle im Zahlungsverkehr mit der 
Privatkundschaft ist ein Weg be­
schriften worden, der Transparenz 
und Verständlichkeit bringen soll.

Die Dummheit der Kunden ist die 
böswillige Umschreibung für den 
Tatbestand, daß offenbar Kunden
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ihre Bankverbindung nicht wech­
seln, wenn Preise erhöht werden 
und Nachbarinstitute „dieselbe” 
Leistung „billiger” anbieten; die 
Bankkunden sind zu einem über­
wiegenden Teil immobil, und die 
Banken nutzen diese Immobilität 
durch ihre Preisfixierung aus.

Nun soll keinesfalls geleugnet 
werden, daß ein Wechsel in der 
Bankverbindung mit einigen Lä­
stigkeiten und Unannehmlichkeiten 
verbunden ist; das beginnt bei der 
Lastschrift, beim Dauerauftrag und 
endet bei der Scheckkarte. Inso­
weit gibt es eine Reaktionsschwel­
le, unter der Preisänderungen 
durch den Grad der Lästigkeit kom­
pensiert werden.

Die Banken wären nun allerdings 
schlecht beraten, sich dieses Kom­
pensationseffektes zu bedienen 
oder gar zu testen, wie weit er 
preispolitisch ausschöpfbar ist; 
denn Lästigkeit führt zu Unzufrie­
denheit, und Unzufriedenheit stört 
das Verhältnis Kunde-Bank und 
beeinträchtigt eines der wesentli­
chen, geschäftspolitischen Instru­
mente der Ausschöpfung des 
Marktpotentials; Cross-Selling.

Die Banken rechnen nicht mit 
der so definierten Immobilität, son­
dern die Banken optimieren die 
Kundenbeziehung durch die Er­
zeugung von Präferenzen, ln der 
Tat; Solange diese Präferenzen 
höher sind als der Preis für das 
Kundenverhältnis und für die aus 
dem Kundenverhältnis resultieren­
den Leistungen insgesamt, solan­
ge reagiert der Kunde auf eine 
Preisanhebung eben nicht durch 
Wechsel seiner Bankverbindung.

Die Kunst der Preispolitik -  und 
dies ist eine Binsenwahrheit, die 
aber deswegen für Banken nicht 
weniger gilt als für andere Markt­
teilnehmer -  liegt darin, diese Re­
lation ,,Präferenz-Preis” in optima­
ler Weise auszunutzen.

WIRTSCHAFTSDIENST 1980/IV

Das ist sogar marktwirtschaftlich 
legitim.

Antiquiertes Rechnungswesen?

Zunächst ist dieses Argument 
auf das interne Rechnungswesen 
zu beschränken, denn Bilanz und 
Erfolgsrechnung entsprechen den 
gesetzlichen Erfordernissen, die 
jedenfalls nicht mit dem Prädikat 
,,antiquiert” zu belegen sind. Inter­
nes Rechnungswesen meint im 
wesentlichen; Kosten-Erlös-Rech- 
nung, Kalkulation von Kosten und 
Erlösen.

Zutreffend dürfte die Hypothese 
sein, daß die Anforderungen an die 
Aussagen, an die Qualität des in­
ternen Rechnungswesens entwe­
der von Vorschriften abhängen -  
dann befinden wir uns bei der Kal­
kulation öffentlicher Aufträge oder 
im Haushaltswesen öffentlich- 
rechtlicher Anstalten, keinesfalls im 
Bankgewerbe -  oder von dem 
Grad der Konkurrenz im Markt ge­
prägt werden.

Tatsache ist, daß im Zinsge­
schäft diese Preiskonkurrenz erst 
mit der Aufhebung der Zinsabkom­
men virulent geworden ist.

Tatsache ist aber auch, daß die 
Banken seitdem nicht geschlafen 
haben. Die Entwicklung der Instru­
mente des internen Rechnungswe­
sens ist selbst in Instituten, die die­
sem Gebiet in der weiteren Ver­
gangenheit keine hohe Priorität 
eingeräumt hatten, stürmisch ge­
wesen und hat inzwischen, mög­
licherweise von Öffentlichkeit und 
Universitätslehre noch nicht in vol­
lem Umfang zur Kenntnis genom­
men, einen hohen Grad an Aussa­
gekraft erreicht. Das Erscheinen 
etwa des überarbeiteten Sammel­
werks zur Bankkostenrechnung 
der privaten Banken legt davon 
Zeugnis ab.

Branchenspezifisch gilt aller­
dings, daß, von der Produktions­

form her gesehen, die Banken 
überwiegend eine verbundene 
Produktion mit dem Zinsgeschäft 
als Hauptprodukt aufweisen und 
daher sehr ähnliche Schwierigkei­
ten im Rechnungswesen wie etwa 
die chemische Industrie zu bewälti­
gen haben.

Jedoch; auch die Banken ken­
nen, verwenden, beherrschen in­
zwischen die Direktkostenrech­
nung, die Deckungsbeitragsrech­
nung, die Rentabilitäts- und Wirt­
schaftlichkeitsanalyse. Auch die 
berühmt-berüchtigten Zurech­
nungsprobleme von Leerkapazitä­
ten haben befriedigende Lösungen 
gefunden.

Nicht das Rechnungswesen der 
Banken, das Argument ist anti­
quiert.

IVlischen und subventionieren

Eulen trägt nach Athen, wer von 
einem Kuppelproduktionsunter­
nehmen Mischpreiskalkulation for­
dert; es gibt gar keine andere Mög­
lichkeit, wenn man kalkulieren soll 
und will. Und Spartensubvention 
gehört ebenso zu den produktions­
spezifischen Grundvoraussetzun­
gen im Leistungs-Preis-Gefüge der 
Banken.

Doch wahrscheinlich meint das 
Argument etwas anderes: Es gibt 
offenbar naturgegebene Unterdek- 
kungen in einigen Sparten des 
Bankbetriebes:

□  Unterdeckung im Zahlungsver­
kehr generell,

□  Unterdeckung der Kontofüh­
rungskosten im Privatkundenge­
schäft,

□  Unterdeckung im Sorten- und 
Reisedienstgeschäft,

□  Unterdeckung im Auslandszah­
lungsverkehr,

□  Unterdeckung im Dokumenten­
geschäft,
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□  Unterdeckung in der Wertpa­
pierverwaltung und -verwalirung.

Dadurcti unterscheidet sicli eine 
Bank von einem Wotiitätigkeitsin- 
stitut: Preisdifferenzierung inner- 
iiaib eines Leistungsbündels muß 
kaufmännisch sinnvoll sein, sie 
muß mindestens zu einer Ertrags­
stabilisierung führen. Die Grenzen 
der Preisdifferenzierung liegen in 
der Forderung nach Rentabilität 
des jeweiligen Investitionsobjektes: 
sei dies die Kundenverbindung ins­
gesamt, die Kundengruppe, die 
Region, das Leistungsbündel

selbst. Das heißt jedoch die Frage 
nach der Verträglichkeitsschwelle 
der Preisdifferenzierung im Rah­
men der sogenannten Spartensub­
ventionierung zu stellen.

Diese Erträglichkeitsschwelle 
hat die Dresdner Bank für den Zah­
lungsverkehr der Öffentlichkeit ge­
nannt: Die Unterdeckung im Zah­
lungsverkehr ist für die subventio­
nierenden Sparten dann nicht mehr 
verträglich, wenn der Deckungs­
grad der Kosten des Zahlungsver­
kehrs durch Erlöse des Zahlungs­
verkehrs unter die 30 %-IVIarke 
sinkt.

IVlit dieser Definition einerseits 
und dem Versuch, die Leistungs­
nachfrage durch Preisdifferenzie­
rung so zu beeinflussen, daß die 
Bankkunden durch ihr Verhalten im 
Zahlungsverkehr die kostengünsti­
geren Träger präferieren -  damit 
letztlich bewirken, daß die 30 % - 
Marke möglichst für einen mittleren 
Zeitraum gehalten werden kann - ,  
ist ein unserer Wirtschaftsordnung 
entsprechendes Moment in die Ge­
bührenpolitik eingeführt oder in ihr 
verstärkt worden: die marktwirt­
schaftliche Lösung für ein markt­
wirtschaftliches Problem.

Robert Wittgen

Viele offene Fragen

Die Gebühren, die Kreditinstitute 
für Zahlüngsverkehrsieistun- 

gen des Mengengeschäfts berech­
nen, sind Gegenstand großen öf­
fentlichen Interesses und entspre­
chend engagierter Diskussionen. 
Daß sie zu ,,politischen” Preisen 
geworden sind, mag erstaunen, 
wenn man bedenkt, daß die Bank­
gebühren das Budget eines Durch­
schnittshaushalts im Grunde nur 
wenig belasten, weniger jedenfalls, 
als andere Aufwendungen, die 
zwar ebenfalls unwillig, aber doch 
klagloser hingenommen werden. 
Dennoch ist die kritische Aufmerk­
samkeit, mit der das gebührenpoli­
tische Verhalten der Banken beob­
achtet wird, begreiflich. Sie beruht 
vor allem darauf, daß viele Banklei­
stungen dank der von den Kreditin­
stituten unternommenen Bemü­
hungen heute von breiten Bevölke­
rungskreisen in Anspruch genom­
men werden. Zudem gibt es eine 
große Zahl von Betroffenen, deren
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Grundhaltung gegenüber der Kre­
ditwirtschaft von distanzierter 
Skepsis geprägt ist. Da Gebühren­
erhöhungen überdies -  anders 
als etwa die erkennbar von der all­
gemeinen Zinsentwicklung be­
stimmten Änderungen der Soll- 
und Habenzinsen — als autonome, 
wenn nicht willkürliche Entschei­
dungen der Banken empfunden 
werden, enwarten die Kunden eine 
begründende, möglichst überzeu­
gende Rechtfertigung.

Dieser Erwartung suchen die In­
stitute denn auch zu entsprechen. 
Dabei bedienen sie sich nicht des 
Arguments, daß der ökonomisch 
,,richtige” Preis auch im Bereich 
der Bankgebühren derjenige ist, 
den der Markt noch akzeptiert, oh­
ne mit einer Mindernachfrage zu 
reagieren, die die Erlöse stärker 
sinken läßt als die Kosten. Die In­
stitute verzichten auch auf den Hin­
weis, daß nur bei einer derartigen 
marktorientierten Preispolitik der

Preis seine marktwirtschaftlichen 
Lenkungsfunktionen erfüllt, wäh­
rend Preise, die in diesem Sinne 
,.falsch” sind, einzel- und gesamt­
wirtschaftliche Fehlentwicklungen 
induzieren können. Dem häufig er­
hobenen Vorwurf schließlich, ihre 
Gebührenpolitik sei zumindest in 
Teilen sozial ungerecht, halten sie 
nicht entgegen, daß es nicht Auf­
gabe der Kreditinstitute sei, zum 
sozialen Ausgleich beizutragen, 
dies vielmehr in unserer Gesell­
schaftsordnung anderen Einrich­
tungen obliege, denen geeignete 
Ausgleichsmechanismen zur Ver­
fügung stünden.

Statt mit dieser Argumentation, 
die wohl nur einem kleinen Teil der 
angesprochenen Öffentlichkeit ein­
sichtig wäre, suchen die Kreditin­
stitute ihr gebührenpolitisches Ver­
halten so zu rechtfertigen, wie das 
auch Unternehmungen anderer 
Wirtschaftszweige zu tun pflegen, 
nämlich mit ihrer Ertragssituation
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und namentlich den Kostengege­
benheiten. Auf dieser Argumenta­
tionsebene wird die Diskussion da­
her geführt.

Grundlegende Änderungen

In der Tat haben sich die Wett­
bewerbs- und Kostenverhältnisse 
in der Kreditwirtschaft seit einigen 
Jahren so grundlegend geändert, 
daß die Institute sich genötigt sa­
hen, traditionelle preispolitische 
Grundsätze aufzugeben. Jahr­
zehntelang hatten sie sich in der 
Lage gesehen, viele Dienstleistun­
gen unentgeltlich zu erbringen. 
Solche ,,Gratisleistungen” konnten 
die Institute aus zwei Gründen an­
bieten: Einmal hatten die Kosten 
damals noch nicht das Gewicht, 
das sie später erlangten. Zum an­
deren war die Zinsspanne breit ge­
nug, um die Kosten der Dienstlei­
stungen mit zu decken. Letzteres 
änderte sich, nachdem gewisse 
Wettbewerbsbeschränkungen, de­
nen die auskömmliche Zinsspanne 
zu danken war, beseitigt worden 
waren und viele Institute sich zu­
dem wachsender Konkurrenz aus­
ländischer Banken ausgesetzt sa­
hen. ln jüngster Zeit wird der Druck 
auf die Zinsspanne noch dadurch 
verstärkt, daß viele Kontensparer 
sich vorteilhafteren Anlageformen 
zuwenden und die Banken die ab­
gezogenen Spareinlagen durch 
höher verzinsliche andere Mittel er­
setzen müssen. Parallel hierzu 
kam es im Zuge der bekannten all­
gemeinen Einkommensentwick­
lung zu einer starken Steigerung 
der für Kreditinstitute -  als perso­
nalintensive Unternehmungen -  
besonders bedeutenden Perso­
nalkosten. Hoffnungen, diese Per­
sonalkostensteigerung durch den 
Einsatz von EDV-Anlagen auffan­
gen zu können, erfüllten sich nur 
begrenzt. Rationalisierungserfolge 
blieben zwar nicht aus, bestanden 
aber nicht in einem Abbau der Per­

sonalkosten, sondern darin, daß 
bei unterproportionalem Kostenzu­
wachs die bekannte starke Expan­
sion des Mengengeschäfts ermög­
licht wurde.

Zu den geschäftspolitischen Re­
aktionen, die durch diese verän­
derten Verhältnisse ausgelöst wur­
den, gehörte eben die Einführung 
von Gebühren für früher unentgelt­
lich erbrachte Dienstleistungen. 
Damit sollten die Ertragsrechnun­
gen entlastet und gleichzeitig die in 
ihrer Höhe schwankenden Zins­
überschüsse durch eine gleichmä­
ßiger fließende Ertragsquelle er­
gänzt werden. Es Ist schwer zu se­
hen, wie die Institute sich in der 
skizzierten Situation anders hätten 
verhalten können. Die Kritik an der 
Gebührenpolitik richtet sich denn 
auch nicht mehr so sehr gegen die 
Existenz solcher Preise, sondern 
vornehmlich gegen deren Höhe. 
Von ihr meinen die Kritiker, sie sei 
unangemessen, während die Insti­
tute dies bestreiten und entgegnen, 
daß sie im Zahlungsverkehr noch 
immer mit roten Zahlen arbeiten.

Der vor diesem Hintergrund ge­
führten, an den Kostengegeben­
heiten anknüpfenden Diskussion 
waren nennenswerte Fortschritte 
bisher nicht beschleden. Das liegt 
freilich nicht am mangelnden Dis­
kussionsgeschick der Beteiligten, 
sondern in der Natur der Sache, 
und zwar an gewissen Eigenarten 
bankbetriebllcher Leistungspro­
zesse.

Zentraler Grundsatz jeder 
Selbstkostenrechnung, so auch 
der Kalkulation von Bankleistun­
gen, ist das Verursachungsprinzip. 
Danach sind jeder Leistung diejeni­
gen Kosten zuzurechnen, die 
durch die Erstellung und Verwer­
tung dieser Leistung verursacht 
werden. Dabei ergibt sich das 
schwierige Problem der Gemein­
kostenverrechnung. Es stellt sich

zwar Unternehmungen aller Bran­
chen, hat aber bei Kreditinstituten 
besonders großes Gewicht, weil 
der Anteil der Gemeinkosten bei ih­
nen sehr hoch ist. Dies ergibt sich 
daraus, daß Banken eine sehr gro­
ße Zahl von innerbetrieblichen Vor­
leistungen erstellen müssen, um 
absatzfähige Marktleistungen er­
bringen zu können, wobei -  und 
dies ist das Entscheidende -  fast 
alle dieser Vorleistungen in mehre­
re Marktleistungsarten eingehen. 
So kann ein und dieselbe EDV-An- 
lage für die Verbuchung von 
Scheck-, Übenweisungs- und Bar­
zahlungen verwendet werden, au­
ßerdem Bewegungen auf Depot­
konten erfassen und Kreditlinien 
speichern, ferner noch das interne 
Rechenwerk der Bank verarbeiten. 
Bei den Vorleistungen handelt es 
sich zudem um ein komplexes Sy­
stem einander bedingender und 
daher ihrerseits miteinander ver­
flochtener Leistungen. Die Verur­
sachungsbeziehungen der Vorlei­
stungen untereinander und mit den 
Marktleistungen sind großenteils 
schwer isolierbar und daher ko­
stenrechnerisch nicht mit der er­
wünschten Präzision erfaßbar, so 
daß die Kosten sich den Marktlei­
stungen nicht eindeutig zurechnen 
lassen.

Zurechnungsprobleme

Eine weitere Zurechnungs­
schwierigkeit ergibt sich aus dem 
Marktleistungsverbund: Wenn zum 
Beispiel ein Kunde zu Lasten eines 
debitorischen DM-Kontos eine De­
visenzahlung durch Übenweisung 
leistet, führt die Bank den Überwei­
sungsauftrag aus, verkauft dem 
Kunden einen Devisenbetrag, ge­
währt ihm einen Kredit und berät 
ihn vielleicht noch hinsichtlich des 
zweckmäßigsten Zahlungszeit­
punkts. Sie erbringt also vier mit­
einander verbundene Marktleistun­
gen. In solchen Fällen geht es dar­
um, die Kosten den Teilleistungen
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des Leistungsbündels verursa­
chungsgerecht zuzurechnen, wofür 
es an eindeutigen Verursachungs­
maßstäben meist fehlt.

Zwar hilft die EDV, diese Proble- 
matil< zu mildern, indem sie eine 
genauere und schnellere Erfas­
sung der benötigten Daten ermög­
licht und das kostenrechnerische 
Zahlenwerk transparenter macht. 
Aber auch das ändert nichts daran, 
daß bezüglich der Verursachungs­
beziehungen von vereinfachenden 
und häufig nicht so recht begründ­
baren Annahmen ausgegangen 
werden muß. Bei der Kostenzu­
rechnung auf die Marktleistungen 
bestehen daher Ermessensspiel­
räume, die mit durchaus unter­
schiedlichen Ergebnissen genutzt 
werden können. Die Forschungs­
bemühungen von Wissenschaft 
und Praxis haben diese Ermes­
sensspielräume zwar einengen, 
aber nicht beseitigen können.

Für eine Gebührenpolitik, die 
sich an den Selbstkosten pro Lei­
stungseinheit zu orientieren sucht, 
bedeutet dies eine unbefriedigende 
Ausgangssituation: Je nach den 
Annahmen, von denen bei der 
Selbstkostenermittlung ausgegan­
gen wird — und auch in Abhängig­
keit von den dabei verwendeten 
Verfahren - ,  sind für die gleiche 
Marktleistung höhere oder niedri­
gere Gebühren kostenmäßig ,,ge­
rechtfertigt” . Es liegt auf der Hand, 
daß es schon aus diesem Grund 
auf die Frage nach der Angemes­
senheit von Gebühren keine ein­
deutige Antwort geben kann. Ein 
weiterer Grund besteht darin, daß 
es nicht möglich ist, objektive An­
gemessenheitskriterien schlüssig 
abzuleiten. Allenfalls könnten sich 
die Beteiligten auf solche Kriterien 
einigen, und eben hierzu ist es bis­
her nicht gekommen. Schließlich ist 
die Kostensituation von Bank zu 
Bank unterschiedlich und im übri­
gen nur der betreffenden Bank be­

kannt, so daß der Außenstehende 
auf Vermutungen angewiesen ist. 
Seine Argumentationsbasis wird 
dadurch naturgemäß erheblich ge­
schwächt.

Nutzen des Zahlungverkehrs

Ähnliche Zurechnungsprobleme 
wie auf der Kostenseite bestehen 
aber auch im Bereich des ,,Nut­
zens” , den die Bank aus dem Zah­
lungsverkehrsgeschäft zieht. Die 
Gebührenerlöse sind -  das wird 
oft übersehen -  nur ein Teil dieses 
Nutzens, und zwar derjenige Teil, 
der exakt meßbar ist und den Lei­
stungen genau zugerechnet wer­
den kann. Außer ihnen gibt es noch 
den zusätzlichen indirekten Nut­
zen, der weder quantifizierbar noch 
eindeutig zurechenbar ist. Er ergibt 
sich aus dem schon erwähnten 
Leistungsverbund. So hätte in dem 
dazu oben verwendeten Beispiel 
die Bank keinen Zinsertrag aus der 
Kreditgewährung erzielt, wenn sie 
die Zahlungsverkehrsleistung nicht 
hätte erbringen können. Allgemein 
gesagt: Viele Zahlungsverkehrslei­
stungen ermöglichen erst den Ab­
satz anderer Leistungen, aus de­
nen der Bank weitere Erträge zu­
fließen. Insbesondere ist auf den 
engen Zusammenhang zwischen 
dem Zahlungsverkehr und dem 
Einlagengeschäft hinzuweisen. Ei­
ne Bank, die ihren Kunden keine 
Zahlungsverkehrsleistungen er­
bringen könnte, müßte auf Sicht­
einlagen vollständig verzichten und 
könnte Termin- und Spareinlagen 
nur in begrenztem Umfang gegen 
Vergütung höherer Habenzinsen 
gewinnen. Die restriktiven Konse­
quenzen, die sich daraus für das 
Aktivgeschäft ergeben würden, 
sind offenkundig.

Es darf auch nicht übersehen 
werden, daß die Bank gerade 
durch den Zahlungsverkehr Ver­
bindungen zu einer großen Zahl 
von Kunden erhält, die potentielle 
Abnehmer auch anderer im breiten

Sortiment einer Universalbank ent­
haltener Leistungen sind. Man 
kann sich kaum ein besseres, vor 
allem kostengünstigeres Absatzsy­
stem vorstellen als das Netz, das 
durch die Zahlungsverkehrsbezie­
hungen einer Bank zu ihren Kun­
den geknüpft wird. Obwohl kaum 
erfaßbar, ist hier ein bedeutender 
zusätzlicher Nutzen vorhanden, 
der zumindest im Prinzip berück­
sichtigt werden muß, wenn es fest­
zustellen gilt, wie es um die Er­
tragssituation einer Bank im Zah­
lungsverkehrsgeschäft steht. Wie 
hoch allerdings dieser Zusatznut­
zen zu veranschlagen ist und in­
wieweit er eine Unterdeckung der 
Kosten durch die Gebührenerlöse 
rechtfertigt, ist abermals eine Fra­
ge, auf die es noch keine eindeuti­
ge Antwort gibt.

Großer Informationsbedarf

Der Interessenkonflikt zwischen 
Gebühren fordernden Banken und 
Gebühren zahlenden Kunden wird 
sich durch eine Diskussion, die in 
wichtigen Punkten von Annahmen 
und Vermutungen ausgehen muß, 
statt sich auf Fakten stützen zu 
können, nicht lösen lassen. Um so 
mehr sollte man sich um die Bereit­
stellung solcher verfügbarer Infor­
mationen bemühen, die zur besse­
ren Fundierung der Diskussion bei­
tragen. Vielleicht kann sich die Kre­
ditwirtschaft entschließen, dem 
Beispiel zu folgen, das eine preis­
politisch noch exponiertere Bran­
che kürzlich gegeben hat: Ebenso 
wie eine bekannte Mineralölgesell­
schaft einer Gruppe von unabhän­
gigen Fachleuten die detaillierte 
Überprüfung ihrer Kalkulation und 
Preispolitik ermöglichte und die Er­
gebnisse publizierte, könnte auch 
ein Kreditinstitut sich dieses We­
ges bedienen, um die Öffentlichkeit 
besser mit der vielschichtigen Pro­
blematik der eigenen Preispolitik 
und ihrer kalkulatorischen Grundla­
gen bekannt zu machen.
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